
Zwanzig Jahre nach dem Fall
der Mauer ist aus dem «west-
lichen Verteidigungsbündnis»

ein waffenstarrendes Kriegsbünd-
nis geworden, das in bester Koloni-
altradition das Streben der reichen
Industrieländer nach Weltherr-
schaft militärisch durchsetzen soll.

Ob Fischerboote vor den Küsten
Somalias vertrieben werden, da-
mit große Fangflotten ihre Bestän-
de plündern können; ob Besat-
zungstruppen auf dem Balkan völ-
kerrechtswidrig Staaten zerstören
und neue aufbauen und deren
Grenzen bewachen; ob Interpol
und die Weltzollorganisation zu-
sammenarbeiten, um die Bewe-
gungen von Menschen und Waren
im Schwarzmeerraum zu kontrol-
lieren; ob Staaten wie Georgien
oder Usbekistan ausgehalten wer-
den, um den Zugang zu zentral-
asiatischem Öl zu erzwingen; ob
Kriegsschiffe die Weltmeere durch-
pflügen und sich anmaßen, jedes
Schiff anzuhalten, das ihnen ver-
dächtig vorkommt – immer geht es
um die Kontrolle der weltweiten
Ressourcen und der Handelswege
und damit die Herstellung der glo-
balen Weltherrschaft der reichen
Industrieländer. Die NATO ist da-
für ihr gemeinsamer militärischer
Arm.

Wenn Somalia wirtschaftlich ei-
nen eigenen Weg gehen will, wenn
Jugoslawien sich nach 1989 der
Orientierung auf die EU wider-
setzt, wenn der Irak an der Kon-
trolle über sein Öl festhalten will
(das neue Ölgesetz wurde in Wa-
shington geschrieben!) oder wenn
sich der Iran und Syrien den strate-
gischen Plänen zur Beherrschung
der Ressourcen des Nahen und
Mittleren Ostens durch den Wes-
ten widersetzen, werden sie wahl-
weise als «terroristisch», als feind-
selig, oder als «gescheiterte Staa-
ten» behandelt, deren Bevölkerun-
gen keine eigenen Rechte haben,
sondern die – zur «Sicherheit des
Westens» – unter Kuratel gestellt
werden müssen.

Mit der Arroganz des Reichen
und Mächtigen behauptet dieser
Westen, er verkörpere den Fort-
schritt der Menschheit – Wohl-
stand, Freiheit und Demokratie.
Alle, die nicht bereit sind sich un-
terzuordnen, sind Barbaren.

Im Namen der westlichen Werte
oder des christlichen Abendlands
werden Städte bombardiert, wird
Staaten wirtschaftlich und admini-
strativ die Existenzgrundlage ent-
zogen, werden Menschen ohne
Gerichtsverfahren gefoltert, wer-
den die korruptesten Regime an
die Macht gebracht und dort ge-
halten, werden blutige Stellvertre-
terkriege angezettelt, werden mit
Boykotten und Sanktionen Wirt-
schaftskriege geführt.

So wiederholt sich heute die Si-
tuation, die vor 100 Jahren zum
Ersten Weltkrieg geführt hat: Da-
mals ging es um die Rivalität der
großen Mächte Frankreich, Groß-
britannien und Deutschland in der
Kontrolle über die Kolonien – es
ging um die Aufteilung der Welt
und für Deutschland um «den
Platz an der Sonne» – und schon
damals ging es um Öl. Dieser Streit
hat die Welt in Schutt und Asche ge-
legt und die Saat der Barbarei ge-
sät, die das 20. Jahrhundert geprägt
hat.

Wollen wir das wieder?
Karl Liebknecht schrieb damals

in seiner Schrift Militarismus und
Antimilitarismus, für die er 18 Mo-
nate ins Gefängnis kam: «Wir wis-
sen, dass diese Spannung eine not-
wendige Folge der sich verschär-
fenden wirtschaftlichen Konkur-
renz Englands und Deutschlands
auf dem Weltmarkt ist, also eine di-
rekte Folge der zügellosen kapita-
listischen Entwicklung und inter-
nationalen Konkurrenz.»

Heute ist es die Konkurrenz mit
Russland und China, die den Welt-
frieden bedroht. Die jüngste Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise hat die-
se Konkurrenz verschärft: sie wird
ausgetragen um die Kontrolle der
Pipelines und macht sich u. a. fest

am Streit über den Weltmarktpreis,
die Wechselkurse und natürlich
um die «Menschenrechte» (Tibet!).
In den Kongo hat die Bundeswehr
die Truppe angeblich gesandt, um
«freie Wahlen abzusichern». In Pa-
ris war die Regierung ehrlicher,
dort hat sie gesagt: «Wir können
Afrika nicht China und den USA
überlassen!»

Noch ist es ein Wirtschaftskrieg
und ein ideologischer Krieg um die
Köpfe der Menschen. Aber die mi-
litärische Hochrüstung wird auf
Hochtouren betrieben. Wenn der
NATO-Gipfel Anfang April zusam-
menkommt, wird er sich voraus-
sichtlich über das sog. Naumann-
Papier verständigen, das eine of-

fensive Energiepolitik der NATO
und den Ersteinsatz von Atomwaf-
fen vorsieht. Der Militärhaushalt in
Deutschland steigt in diesem Jahr
um fast 2 Milliarden, der für Polizei
und Geheimdienste nochmal um
eine halbe Million.

Kinder kommen morgens ohne
Frühstück zur Schule, aber die Re-

gierung steckt die öffentlichen
Mittel in Panzer, Hubschrauber
und Militärtransporter, um sich ei-
nen Rohstoff zu sichern, den sie
schon lange nicht mehr verbren-
nen darf! Was könnte die Verant-
wortungslosigkeit der Regieren-
den deutlicher zeigen als diese Ab-
surdität? �
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60 Jahre NATO – es gibt nichts zu feiern

Die NATO ist
eine Kriegsmaschine

Unser Leben ist mehr wert als ihr Profit!

6./7.2. · München
«NATO abschaffen».

Demonstration gegen die
NATO-Sicherheitskonferenz

� Freitag, 17 Uhr, Protestkundgebung
auf dem Marienplatz

� Samstag 13–17 Uhr, Demo
Marienplatz–Odeonsplatz.
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1.–5.4. · Straßburg
«No to War – No to NATO»
60 Jahre NATO – Kein Grund zum Feiern!

Internationale Großdemonstration am 4.4., 13 Uhr

Internationalen Konferenz vom 2. bis 5.4.

Internationales Widerstandscamp vom 1. bis 5.4.

Infos: Nationale und internationale Koordination

www.no-to-nato.org
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28.3.
Berlin
Frankfurt a.M.

Großdemos:
«Wir zahlen nicht
für eure Krise»

http://kapitalismuskrise.org
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Es schiebt sich etwas zusammen Anfang April:
– am 2.4. findet der nächste Finanzgipfel in London statt (G20),
– am 3.4. steigt abends die große Gala der NATO-Regierungschefs in
– Baden-Baden,
– am 4.4. wird in Straßburg der 60.Geburtstag der NATO gefeiert.
Krise und Hochrüstung stehen auch im Mittelpunkt der Gegenmobilisie-
rungen der sozialen Bewegungen und der Linken (siehe unten).



Das Verhältnis zwischen NATO und EU
wird seit dem Ende des Kalten Krie-
ges immer wieder lebhaft und kontro-
vers diskutiert – impliziert es doch
immer auch die Frage nach dem Ver-
hältnis zwischen den USA und Europa.

Im Jahre 2003, als Deutschland
und Frankreich zumindest auf
diplomatisch-politischer Ebe-

ne die Unterstützung für den Irak-
krieg verweigerten und Rumsfeld
die Begriffe «Altes» und «Neues»
Europa prägte, erreichte das Aus-
einanderdriften zwischen einer
US-geführten NATO und dem «al-
ten Europa» unter deutsch-franzö-
sischer Führung zweifellos einen
Höhepunkt.

Der neue US-Präsident Obama,
der Lissabon-Vertrag und die De-
batten im Europaparlament stel-
len jedoch andere Weichen. Sie sig-
nalisieren, dass sich auf absehbare
Zeit die transatlantische Waffen-
brüderschaft als dominante Ten-
denz durchsetzten wird.

Die EU besteht derzeit aus 27
Mitgliedstaaten, von denen 21 Mit-
glieder der NATO sind. Fünf weite-
re EU-Staaten – Finnland, Irland,
Malta, Österreich und Schweden –
sind Mitglieder der «Partnerschaft
für den Frieden», einer Art militäri-
scher Vorfeldorganisation der

NATO. Als einziges EU-Land ist Zy-
pern weder Mitglied der NATO
noch der PfP. Umgekehrt sind die
europäischen NATO-Mitglieder Is-
land und Norwegen keine Mitglie-
der der EU. Auch die EU als ganzes
ist kein Mitglied der NATO.

Wegen dieser unübersichtlichen
Lage wachsen die Bestrebungen
innerhalb der EU, eine institutio-
nelle Verschränkung von EU und
NATO voran zu treiben. Den wei-
testgehenden Versuch einer sol-
chen Verschränkung stellt der Lis-
sabon-Vertrag dar. Darin heißt es,
«dass eine maßgeblichere Rolle der
Union im Bereich von Sicherheit
und Verteidigung im Einklang mit
den sog. Berlin-plus-Vereinbarun-
gen zur Vitalität eines erneuerten
Atlantischen Bündnisses beitra-
gen wird» (Protokoll Nr.10).

Ob diese enge Verzahnung von
EU und NATO durchgesetzt wer-
den kann, wird im Wesentlichen
davon abhängen, ob die irische Be-
völkerung dem Vertrag im Herbst
zustimmt. Denn sie ist aufgerufen,
ein zweites Mal darüber zu befin-
den.

Am 21. Januar 2009 wurde im
Auswärtigen Ausschuss des Euro-
paparlaments der sog. «Vatanen-
Bericht zur NATO-EU-Kooperati-
on» angenommen. Dieser Bericht
fordert eine noch stärkere Koope-
ration zwischen EU und NATO, be-
grüßt die Atomwaffen als «Garant
unserer Sicherheit» und fordert die
Einrichtung eines «Operationellen
Hauptquartiers der EU». Im Aus-
schuss war die Zustimmung mit 37
zu 11 bei 17 Enthaltungen unge-
wöhnlich dürftig, doch drückt der
Bericht die derzeitige Hauptten-
denz in der EU aus.

Ari Vatanen, ein ehemaliger Ral-
lyfahrer und Mitglied der konser-
vativen EVP-Fraktion, sagte, er
strebe eine auf Atomwaffen ge-
stützte, «internationale Armee»

an, die von einer «vollständig re-
formierten» UNO geführt wird.

Die Linksfraktion im Europapar-
lament (GUE/NGL) brachte auf In-
itiative von Tobias Pflüger ein Min-
derheitenvotum ein, in dem u. a.
die strikte Trennung von EU und
NATO, die Abschaffung der Atom-
waffen und die Auflösung der
NATO gefordert wird.

Niemand ist gegenwärtig besser
geeignet, eine verstärkte EU-
NATO-Kooperation politisch zu
fördern als der neue US-Präsident.
Frei vom Makel des Kriegstreibers
Bush, schwimmend auf einer Wel-
le der Popularität, kann es Obama
gelingen, die EU-Staaten zu einer
stärkeren militärischen Teilhabe
an gegenwärtigen oder neuen
Kriegen zu bewegen – etwa in Af-
ghanistan oder Pakistan.

Sein Bruch mit der Tradition der
Bush-Regierung ist kein grundle-
gender Bruch mit dessen Kriegs-
politik, sondern nur ein Bruch mit
dem Unilateralismus. Eine von
Obamas zentralen Forderungen ist
die nach Aufstockung der Truppen
in Afghanistan durch die Staaten
der EU – Lastenteilung wird das
verharmlosend genannt.

Der erste große europäische Auf-
tritt von Obama wird auf dem
NATO-Gipfel am 3./4. April in
Straßburg erwartet. Für die Linke
und die Antikriegsbewegung wird
es entscheidend sein, den oben
skizzierten Paradigmenwechsel
angemessen zu vermitteln und
sich klar sowohl gegen eine auto-
nome EU-Militärpolitik als auch
gegen ein gestärktes transatlanti-
sches Kriegsbündnis zu positio-
nieren.                                 Andrej Hunko

Andrej Hunko ist Mitglied des Landes-
vorstands der LINKEN NRW und Mitar-
beiter von Tobias Pflüger im Europapa-
parlament.

Seine Antrittsrede begann Ba-
rack Obama mit dem Krieg:

«Unsere Nation befindet sich im
Krieg gegen ein weitreichendes
Netzwerk von Gewalt und Hass.»

Daran ändert sich also nichts:
Die USA führen Krieg, um ihre
Führungsrolle in der Welt wieder-
herzustellen. George Bush ist an
dieser Aufgabe gescheitert, weil er
sie vorwiegend unter Einsatz mili-
tärischer Gewalt lösen wollte. Den
Krieg im Irak und in Afghanistan
hat er verloren. Unter seiner Füh-
rung hat Amerika – und mit ihm
«der Westen» –, aber auch, was
schwerer wiegt, die Idee der Frei-
heit verloren, denn er missbrauch-
te sie nur noch, um Unfreiheit zu
verbreiten.

Obama ist angetreten, die füh-
rende Rolle der USA auf der Grund-
lage von «Freiheit und Democra-
cy», Humanismus und Menschen-
rechten wiederherzustellen. Seine
Rede ist explizit: «Erinnern wir uns
daran, dass frühere Generationen
Faschismus und Kommunismus
nicht nur mit Raketen und Panzern
besiegt haben, sondern mit star-
ken Allianzen und ausdauernden
Überzeugungen … Unsere Sicher-
heit ruht auf der Gerechtigkeit un-
serer Ziele, auf der Kraft unseres

Vorbilds, auf Bescheidenheit und
Zurückhaltung.»

Ohne das Versprechen, dass es
den Völkern dieser Welt besser
geht, wenn sie von den USA be-
herrscht werden, als wenn sie
selbst über sich herrschen, können
die USA (und der Westen) ihren An-
spruch auf die Ressourcen des Pla-
neten und die Festlegung der Welt-
ordnung auf Dauer nicht durchset-
zen. Es steht jedoch völlig in den
Sternen, woher Obama die Mittel
nehmen will, eine imperiale Welt-
ordnung zu schaffen, bei der es
auch dem amerikanischen Arbei-
ter und den Menschen in Indien
und Brasilien, im Nahen Osten und
in Afrika besser geht.

Die erste und naheliegende Fol-
ge von Obamas Rückkehr zu alten
Werten ist deshalb nicht die Abrüs-
tung, sondern die Lastenteilung:
«Mit alten Freunden und früheren
Feinden werden wir ruhelos daran
arbeiten, die atomare Bedrohung
zu reduzieren und die Gefahr der
Klimaerwärmung zurückzudrän-
gen.» Deutschland und die EU,
aber auch einige asiatische Staa-
ten, werden in die Pflicht genom-
men, als regionale Statthalter der
USA  zu handeln und an ihrer Stel-
le mit militärischer Gewalt die

Brandherde zu löschen, die vom
globalen Kampf um die Ressour-
cen entfacht werden.

Das bedeutet nicht weniger
Krieg und nicht weniger Gewalt,
sondern eine andere Verteilung da-
von – zur Freude der Bundesregie-
rung, der Bundeswehr und der
Rüstungsindustrie, die schon lan-
ge darauf aus sind, in aller Welt wie-
der Krieg führen zu können. Wir
aber – die antiimperialistische und
antimilitaristische Linke – wollen
keine Fortsetzung des Krieges mit
anderen Mitteln, sondern sein En-
de sowie eine gerechte Aufteilung
der Ressourcen dieser Welt.

Für die Wiederherstellung der
Glaubwürdigkeit der  Führungsrol-
le der USA braucht Obama die Rü-
ckendeckung der amerikanischen
Bürger. Aber die haben Sorgen und
Nöte, die mit den imperialen Am-
bitionen in Konflikt geraten kön-
nen. Hier liegt ein Potenzial für ge-
sellschaftliche Kämpfe. Die Hoff-
nung der Friedenskräfte in der Welt
richtet sich darauf, dass die US-
Friedensbewegung, die Linke und
die Arbeiterbewegung an diesen
Konflikten erstarken mögen und
einen Entwurf für eine solidarische
Weltordnung präsentieren, die
nicht mehr imperial ist.                    �
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Weder NATO noch EU-Armee

Abrüstung heißt das Gebot der Stunde

Obamania

Schönere Worte

ANDREJ HUNKO

NEIN zum Krieg · NEIN zur NATO
� Wir lehnen militärische Antworten auf globale
� und regionale Krisen ab – sie sind Teil des
� Problems und nicht der Lösung.

� Wir weigern uns, unter dem Terror von Atomwaffen
� zu leben, und widersetzen uns einem neuen
� Rüstungswettlauf.

� Wir müssen die Militärausgaben reduzieren und
� die dadurch freiwerdenden Ressourcen zur
� Befriedigung menschlicher Bedürfnisse einsetzen.

� Alle ausländischen Militärstützpunkte sind zu
� schließen.

� Wir lehnen alle militärischen Strukturen ab, die
� für Militärinterventionen genutzt werden.

� Wir müssen die Beziehungen zwischen den
� Völkern demokratisieren und demilitarisieren und
� neue Formen der friedlichen Zusammenarbeit
� einrichten, um eine sicherere und gerechtere Welt
� zu schaffen.

(Aus dem Bündnisaufruf zu den Aktionen)
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� Wir stehen für die Traditi-
on eines undogmatischen,
offenen Marxismus. Die inter-
nationale Arbeiterbewegung
und andere Bewegungen, die
sich gegen Ausbeutung und
Unterdrückung wenden, sind
unser Bezugsrahmen.
� Unserer Vorstellung von ei-
ner klassenlosen, von Ausbeu-
tung und Unterdrückung frei-
en Gesellschaft, die letztlich
nur weltweit realisiert werden
kann, liegt ein Konzept um-
fassender Selbsttätigkeit und
Selbstorganisation von unten
zugrunde. Die sozialistische
Demokratie von morgen kann
nicht durch die Stellvertreter-
politik von bürokratischen
Apparaten und selbsternann-
ten Menschheitsbeglückern
Wirklichkeit werden. Im
Kampf gegen Kapital und
Ausbeuterstaaten, wenn er
breit getragen wird, entstehen
jene Organe einer alternati-
ven Demokratie und umfas-
senden Selbstverwaltung, die
berufen sind, an die Stelle des
alten Staatsapparats zu tre-
ten.
� Ein instrumentelles Ver-
hältnis zu Menschen und Be-
wegungen lehnen wir ab. Auf-
bau der Organisation ist für
uns Teil eines gemeinsamen
Bewusstseinsbildungspro-
zesses in den Bewegungen, bei
dem alle Beteiligten vonein-
ander lernen. Sie muss die
Selbstorganisation von unten
fördern und darf nicht ihrer-
seits zum Hindernis für sie
werden. Die Organisation soll
ihren Mitgliedern politische
Selbstentfaltung, theoretische
Weiterbildung und die Teil-
nahme an strategischen und
programmatischen Debatten
ermöglichen.

Wir sind für einen konse-
quenten Internationalismus,
der die Idee der Internationale
wiederbelebt und sich den
Aufbau sozialistischer Orga-
nisationen nur als zugleich
landesbezogenen und inter-
nationalen Prozess vorstellen
kann. Die isl ist Teil der
IV. Internationale.
� Wir wollen gemeinsames
Handeln und vorurteilslosen
politischen Dialog mit allen
anderen Teilen der antikapi-
talistischen Linken. Seit der
weltgeschichtlichen Zäsur
1989/90 steht ein umfassender
Neuformierungsprozess der
Linken an. In einer möglichen
neuen Kraft der Zukunft wer-
den wahrscheinlich viele mit-
machen, deren Ausgangs-
punkt kein revolutionär-
marxistisches Selbstverständ-
nis ist wie bei uns. Doch die
Chance für gemeinsames
Handeln liegt in der Radikali-
tät konkreter politischer Ziel-
setzungen, weil solidarische
Lösungen eine systemspren-
gende Dynamik entfalten,
wenn sie von Massenbewe-
gungen getragen werden.

isl FLUGSCHRIFT 10 Frühjahr 2009

isl
internationale sozialistische linke

Was wir wollen

D ie NATO war und ist ein Mili-
tärbündnis zur Aufrechter-
haltung der herrschenden

kapitalistischen Weltordnung.
Nach dem Ende des Warschauer
Pakts hat sie sich zu einem Weltpo-
lizisten gewandelt, der sich an-
maßt, weltweit gewählte Regierun-
gen zu stürzen und fremde Länder
zu besetzen, wenn dies den Inter-
essen der hochentwickelten, d. h.
viel Rohstoff verbrauchenden In-
dustrieländer dient.

Ein solches Bündnis ist eine Be-
drohung für den Weltfrieden. Doch
die Friedensbewegung und die
Linke sind sich nicht einig: Soll die
BRD aus der NATO austreten und
kann sie das überhaupt? Kann die
NATO von innen geändert, kann
sie in ihrer strategischen Ausrich-
tung zivilisiert und «überwunden»
werden? Wie wird die NATO über-
flüssig oder aufgelöst?

Diejenigen, die auf eine Reform
der NATO setzen, vergessen gern,
dass zur militärischen Aufrechter-
haltung der kapitalistischen Welt-
ordnung auch die Beibehaltung ei-
ner Rangordnung innerhalb der
kapitalistischen Großmächte ge-
hört. Die Aufgabe der NATO ist es,
«die Russen draußen, die Amerika-
ner drinnen und die Deutschen
unten zu halten», wie Lord Ismay,
der erste NATO-Generalsekretär,
sagte.

Die NATO war und ist ein von
den USA dominiertes Bündnis. Sie
ist der Garant für die militärische
Unangefochtenheit der USA und
für deren Löwenanteil am interna-
tionalen Rüstungsgeschäft. Dage-
gen regt sich seit je Widerspruch
seitens der Verbündeten. Doch je-
der Versuch, aus der NATO-Rang-
ordnung auszubrechen – vom Aus-
tritt Frankreichs aus dem militäri-
schen Verband bis zu den miss-
glückten Alleingängen der EU auf
dem Balkan – ist bisher noch ge-
scheitert.

Die derzeitigen Debatten inner-
halb der EU über ihr Verhältnis zur

NATO sind deshalb auch nicht auf
ein Ausscheren aus der NATO ge-
richtet, sondern auf eine Stärkung
der EU innerhalb der NATO – auf
mehr Einfluss auf die Kommando-
strukturen, auf die Waffentechno-
logien und die Rüstungsgeschäfte.
Eine andere «Bewegung von in-
nen» gibt es in der NATO nicht.

Es ist deshalb eine naive Vorstel-
lung, die NATO wäre reformierbar.
Ihr aggressiver militärischer Cha-
rakter ist nicht irgendwie abzumil-
dern. Wer die barbarischen Stell-
vertreterkriege mit NATO-Waffen
und die gigantische Vergeudung
von gesellschaftlichen und natürli-
chen Ressourcen durch überflüssi-
ge Rüstungsausgaben abschaffen
will, muss die NATO auflösen und
als ersten Schritt sofort alle Verträ-
ge kündigen und den Verein verlas-
sen.

Ein solcher Schritt hätte in jedem
NATO-Mitgliedstaat eine große
politische Signalwirkung, und er
wäre zugleich ein unmittelbar ver-
bindendes Glied für die Friedens-
bewegung in allen Ländern.

Der Austritt aus der NATO ist für
eine internationalistische Linke in
jedem Land eine Pflicht und zu-
gleich Gruß an die Genossinnen
und Genossen in den anderen Län-
dern.

Es ist sicher richtig, dass auch die
faschistische Rechte regelmäßig
den Austritt aus der NATO und die
Abnabelung von «amerikanischer
Vorherrschaft» fordert. Aber weder
wurde das für sie ein tragendes und
populäres Thema, noch relativiert
dies die andere bedeutende Tatsa-
che: Der Kampf gegen die Grün-
dung der Bundeswehr, gegen den
Beitritt zur NATO, gegen die ato-
mare Bewaffnung und gegen die
Nachrüstung in den 80er Jahren
war die bedeutendste politischen
Mobilisierung der Linken, der Ar-
beiterbewegung und der Friedens-
bewegung.

Die gesamte tragische Geschich-
te der Verbürgerlichung und

Rechtsentwicklung der SPD, der
Reintegration der Grünen in das
politische Establishment der Re-
publik und auch der Entpolitisie-
rung der Gewerkschaften ist mit
der Akzeptanz von Bundeswehr
und NATO verbunden.

Wenn heute in der neuen LIN-
KEN einmal mehr die Forderung
nach Austritt aus der NATO und
nach weiteren einseitigen Abrüs-

tungsschritten relativiert wird,
wenn wieder von der Reform der
NATO geschwätzt wird, dann hat
auch dies nichts mit den realen
Möglichkeiten zu tun, sondern nur
mit der Verinnerlichung der sim-
plen Tatsache, dass eine Linke nur
dann «regierungsfähig» wird,
wenn sie Ja zur NATO und Bundes-
wehr sagt.

Raus aus der NATO –
oder rein in die Regierung?
Dazu meint die isl :

F rüher sandte der Alte Fritz Hä-
scher übers Land, um «lange

Kerls» zu finden und zu greifen;
wenn Krieg war und Not am Mann,
taten’s auch kürzere Kerls. Die Hä-
scher waren gefürchtet, die Dorf-
buben versteckten sich.

Heute geht die Bundeswehr an
die Schulen, in die ARGEn oder
zieht mit einem «Karrieretruck»
durch Deutschland, um auf öffent-
lichen Plätzen Jugendliche anzu-
sprechen. Werbung für die Bun-
deswehr lässt sich die Regierung
Millionen kosten.

Denn die Not am Mann ist groß:
Bei Kampf- und Transportge-
schwadern ist ein Viertel der Besat-
zung vakant, beim Sanitätsdienst
sogar die Hälfte, und selbst die Eli-
tetruppe KSK hat nicht einmal die
Hälfte der 394 vorgesehenen Sol-
daten.

Trotz aller Werbung hat die Bun-
deswehr keinen guten Ruf. Die Zu-
stimmung zu den Auslandseinsät-
zen sinkt: 50% der Bevölkerung
sind generell dagegen (bei Afgha-

nistan ist die Ablehnung höher),
aber auch die Soldaten sind vom
Sinn des Einsatzes nicht über-
zeugt: Über 70% der heutigen Be-
rufssoldaten raten ihren Freunden
und Verwandten davon ab sich zu
verpflichten. Zum schlechten Ima-
ge kommen die bevorstehenden
geburtenschwachen Jahrgänge.

Die Bundeswehr sinnt deshalb
auf Abhilfe. Arbeitslosigkeit und
Hartz-Gesetze sollen ihr die jun-
gen Männer zutreiben, die von al-
lein nicht gekommen wären.

In 204 ARGEn finden regelmäßig
Rekrutierungsveranstaltungen der
Bundeswehr statt, vorwiegend in
Städten mit hoher Arbeitslosigkeit.
Mit der ARGE Leipzig hat die Bun-
deswehr einen Kooperationsver-
trag geschlossen: Die Bundeswehr
darf in den Räumen der ARGE und
im Berufsinformationszentrum
Soldaten anwerben, die ARGE
weist die Jugendlichen auf die Ver-
anstaltungen der Bundeswehr hin.
Beschäftigte der ARGE werden in
Bundeswehreinrichtungen für die

Beratungsgespräche mit jugendli-
chen Arbeitslosen geschult.

Unklar bleibt, ob den Jugendli-
chen Leistungskürzungen drohen,
wenn sie nicht an einer Rekrutie-
rungsveranstaltung der Bundes-
wehr teilnehmen. Die ARGE Leip-
zig jedenfalls wertet die Annahme
einer «zivilen Stelle» beim Bund als
zumutbar und deshalb auch sank-
tionierbar.

Die Bundeswehr geht auch an
Schulen und Universitäten, nimmt
Einfluss auf die Unterrichtsmate-
rialien und Schulbücher, bietet
Strategiespiele an wie «Ressour-
cenkonflikte und Interventions-
szenarien». «Friedensbewegte»
Schüler werden dabei der Tatsache
überführt, dass sie in bestimmten
Situationen «als erste zur Gewalt
greifen». So sollen ihnen die Flau-
sen von Lichterketten und Frie-
densdemos ausgetrieben werden.

Seit eineinhalb Jahren arbeiten
Erwerbslose und Antimilitaristen
daran, die Werbeveranstaltungen
der Bundeswehr öffentlich zu kriti-

sieren. Die Gruppen haben lokal
unterschiedliche Namen, sie orga-
nisieren fantasievolle Protest- und
Störaktionen und folgen der Bun-
deswehr an die Schulen und in die
ARGEn. So manche Veranstaltung
musste deshalb schon abgeblasen
werden. �

Bundeswehr auf Rekrutenfang
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D ie Massaker in Gaza stellen
die jüngste Phase eines Krie-
ges dar, den Israel seit mehr

als 60 Jahren gegen das palästinen-
sische Volk führt. Das Kriegsziel hat
sich nie verändert. Ziel ist es, mit
Hilfe überwältigender militäri-
scher Stärke die Palästinenser – als
politische Kraft, die sich der konti-
nuierlichen Aneignung von (paläs-
tinensischem) Land und Ressour-
cen durch Israel entgegenstellt –,
auszuschalten.

Der israelische Krieg gegen die
Palästinenser hat Gaza und die
Westbank in zwei gigantische poli-
tische Gefängnisse verwandelt. An
diesem Krieg ist nichts symme-
trisch – nicht die Prinzipien, nicht
die Taktik, nicht die Folgen. Israel
ist verantwortlich für den Aus-
bruch dieses Krieges und für seine
Intensivierung – es wird auch ver-
antwortlich sein für das Ende des
aktuellen Abflauens der Feindse-
ligkeiten.

Daher ist es auch nicht ausrei-
chend, einen neuen Waffenstill-
stand zu fordern und weitere hu-
manitäre Hilfen. Es ist nicht aus-
reichend, die Wiederaufnahme des
Dialogs dringlich zu fordern und
das Leid und die Sorgen beider Sei-
ten anzuerkennen. Wenn wir an
das Prinzip der «demokratischen

Selbstbestimmung» glauben,
wenn wir an das Recht auf Wider-
stand gegen militärische Aggressi-
on und koloniale Besatzung glau-
ben, ist es unsere Pflicht, uns für ei-
ne Seite zu entscheiden – gegen Is-
rael und für die Menschen in Gaza
und der Westbank.

Wir müssen alles tun, was uns
möglich ist, damit Israel seinen
Krieg nicht gewinnt. Israel muss
begreifen, dass seine Sicherheit
von einer friedlichen und gerech-
ten Koexistenz mit seinen Nach-
barn abhängt – und nicht vom kri-
minellen Einsatz von Stärke.

Wir, die Unterzeichnenden, sind
der Meinung, Israel sollte seinen
Angriff auf Gaza beenden – sofort
und bedingungslos. Es sollte die
Okkupation der Westbank been-
den und alle Ansprüche auf Besitz
oder Kontrolle von Gebieten jen-
seits seiner Grenzen von 1967 auf-
geben.

Wir fordern die britische Regie-
rung und das britische Volk dazu
auf, jeden gangbaren Schritt zu un-
ternehmen, um Israel dazu zu
bringen, diesen Forderungen Fol-
ge zu leisten. Ein gründliches Pro-
gramm des Boykotts, der Sanktio-
nen und des Disinvestments sollte
den Anfang machen.

Unter anderem unterzeichnet von:
Gilbert Achcar, Institut für orientali-
sche und afrikanische Studien, Lon-
don
Professor Etienne Balibar, Birkbeck-
Institut für Humanwissenschaften,
London
Alex Callinicos, Kings College, Lon-
don
Eric Hobsbawm, Birkbeck-Institut für
Humanwissenschaften, London
Stathis Kouvelakis, Kings College,
London
Ernesto Laclau, Professor für politi-
sche Theorie
Ken Loach, Filmemacher
Moshé Machover, Mitbegründer der
Israelischen Sozialistischen Organi-
sation Matzpen
China Miéville, Fantasy- und Science-
Fiction-Autor
Ilan Pappé, Historiker
Alfredo Saad Filho, Institut für orien-
talische und afrikanische Studien,
London
Slavoj Žižek, Philosoph, Birkbeck-
Institut für Humanwissenschaften,
London

Die Erklärung wurde am 17.1.2009
in der britischen Tageszeitung The
Guardian veröffentlicht.
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Auf der Seite Palästinas – ohne wenn und aber

«Israel muss verlieren»
Gemeinsame Erklärung britischer Autoren

Sommerschule der isl 2009

Weltwirtschaftskrise –
Ursache und Folgen
Donnerstag, 16. Juli – Sonntag, 19. Juli 2009

Geplante Inhalte u.a.:
– Analyse der Krisenprozesse
– Vergesellschaftung der Banken und Versicherungen
– ökologischer Umbau des Verkehrswesens
– Arbeiterkontrolle und Arbeiterselbstverwaltung

Ort: Naturfreundehaus Steinberg, Am Großen Steinberg,
34346 Hannoversch Münden

Anmeldung und weitere Informationen:
sommerschule@islinke.de
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Ein Schiff mit medizinischen Hilfsgütern für Gaza
Die Blockade beenden
Vor mehr als einem Jahr erklärte die Besatzungsmacht Israel den
Gazastreifen zum «feindlichen Gebiet» und riegelte ihn hermetisch
ab. Die Folge: Das Wirtschaftsleben kollabiert. Schwerkranken wird
notwendige Behandlung verweigert, die sie nur außerhalb Gazas er-
halten können. Den Krankenhäusern gehen elementare medizini-
sche Bedarfsgüter aus. Etwa 700 Studierende aus Gaza können
nicht an ihre Universitäten im Ausland reisen.

Die Bombardierung des Gazastreifens und der militärische Ein-
marsch durch Israel seit dem 27. Dezember 2008 sind die Fortset-
zung dieser Blockadepolitik. Dieses vor den Augen der Weltöffent-
lichkeit begangene Verbrechen gegen die Menschlichkeit wurde erst
vor wenigen Wochen durch den UN-Berichterstatter für die Men-
schenrechte in den besetzten Gebieten, den US-Amerikaner Richard
Falk, erneut festgestellt.

Insbesondere US- und EU-Regierungen lassen die Blockade kom-
mentarlos zu. Sie unterstützen faktisch diese eklatante Verletzung
der völkerrechtlich bindenden Genfer Konventionen, nach denen Kol-
lektivbestrafung der Zivilbevölkerung strikt verboten ist.

Ein Friedensbündnis aus IPPNW, Jüdischer Stimme, der Palästinen-
sischen Gemeinde, der Deutsch-Palästinensischen Gesellschaft und
Pax Christi will ein Schiff mit Hilfsgütern nach Gaza entsenden. Mit
der Aktion protestiert das Bündnis gegen die andauernde Blockade
des Gazastreifens. Die Aktion wird außerdem unterstützt von:
Wolfgang Thierse, Vizepräsident des Bundestags; Rolf Verleger, ehemaliger Vor-
sitzender des Landesverbands Jüdische Gemeinschaft Schleswig-Holstein; Rolf
Becker, Ver.di Hamburg, FB Medien; Bernhard Dinkelaker, Generalsekretär des
Evangelischen Missionswerks in Südwestdeutschland
Kontakt: kontakt@freegaza.de · www. freegaza.de


